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15.30 Uhr Begrüßung und Bericht über aktuelle Schwerpunkte der Arbeit der 

Landesregierung im Bereich LSBTI 

Staatssekretärin Dr. Christiane Rohleder, Landesbeauftragte für 

gleichgeschlechtliche Lebensweisen und Geschlechtsidentität – 

Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transidente und Intersexuelle  

16.00 Uhr Bericht über aktuelle Schwerpunkte der Queer-Gruppen 

16.30 Uhr Information über die Studie „Juristische Diskriminierung lesbischer 
Frauen. Der Entzug des Sorgerechts bzw. der elterlichen Gewalt in 

Rheinland-Pfalz“, mit Gelegenheit zu Nachfragen und Diskussion 

Dr. Kirsten Plötz 

17.30 Uhr Verschiedenes 

 

  

Programm  
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Landesbeauftragte für gleichgeschlechtliche Lebensweisen und 
Geschlechtsidentität - Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transidente und 
Intersexuelle, Dr. Christiane Rohleder 

 

Dr. Christiane Rohleder begrüßte die Teilnehmenden des landesweiten Runden 

Tisches und kündigte als Schwerpunkt des Treffens den Austausch über relevante 

Maßnahmen der Landesregierung und der Queer-Gruppen an.  

Sie hob drei Meilensteine mit bundesweiter Relevanz aus dem Jahr 2017 hervor: 

 

1. Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Pare am 20. Juni 2017.  

Die rechtliche Gleichstellung sei dem jahrelangen Wirken aller Engagierter zu 

verdanken sowie dem intensiven Einsatz von Ministerin Anne Spiegel, die zweimal 

den Bundestagspräsidenten angeschrieben habe mit der Bitte, den – von Rheinland-

Pfalz initiierten – Gesetzentwurf endlich auf die Tagesordnung zu setzen.  

2. Am 22. Juli 2017 Inkrafttreten des Gesetzes zur Rehabilitierung und 

Entschädigung für schwule Männer, die nach § 175 StGB verurteilt wurden.  

Im Mai dieses Jahres habe sie alle rund 1.300 Alteneinrichtungen und Aktive in der 

Seniorenarbeit in Rheinland-Pfalz angeschrieben, um auf das Gesetz und die 

Möglichkeit der Entschädigung aufmerksam zu machen. Da viele sich bis heute für 

das erlittene Unrecht schämten, sei es wichtig, auch Personen zu erreichen, deren 

frühere Verfolgung oder Homosexualität nicht bekannt ist. 

3. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts am 10. Oktober 2017 zum 

Personenstandsrecht. 

Das Bundesverfassungsgericht erachte die bisherige „männlich oder weiblich"-

Regelung im Personenstandsrecht als verfassungswidrig. Der Beschluss gleiche 

einer Revolution für das Rechtssystem und die binär-orientierte Gesellschaft und 

erkenne endlich die real existierende Vielfalt der Geschlechter auch rechtlich an. 

Als Aktivitäten in Rheinland-Pfalz hob Dr. Rohleder folgende Maßnahmen hervor: 

Bericht über aktuelle Schwerpunkte 
und Vorhaben der Landesregierung 
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Nachdem Anfang 2017 der Forschungsbericht zur Aufarbeitung der strafrechtlichen 

Verfolgung und Rehabilitierung homosexueller Menschen vorgestellt worden sei, 

habe das Familienministerium im Februar 2018 die Ausstellung „Verschweigen 
Verurteilen – Verfolgung von Homosexualität in Rheinland-Pfalz von 1946 bis 

1973“ eröffnet. Die mobile Ausstellung könne kostenfrei beim Institut für Medien und 

Pädagogik e.V. – medien.rlp - ausgeliehen werden, über die Verleihmöglichkeiten 

informiere ein Flyer.  

 

Bei den Forschungsarbeiten habe sich gezeigt, dass lesbische Frauen zwar nicht 

strafrechtlich verfolgt wurden, aber um den Entzug des Sorgerechts ihrer Kinder 

fürchten mussten. Gemeinsam mit der Bundesstiftung Magnus Hirschfeld sei  das 

Institut für Zeitgeschichte München – Berlin mit einer entsprechenden Studie 

beauftragt worden, um auch dieses dunkle Kapitel unserer Geschichte aufzuarbeiten.  

 

Schon im Juni 2017 habe die Landesregierung einen Entschließungsantrag in den 

Bundesrat eingebracht, der dort mehrheitlich verabschiedet worden sei. Die 

Bundesregierung würde darin aufgefordert, das Transsexuellengesetz durch ein 

modernes Gesetz zur Anerkennung der Geschlechtsidentität und zum Schutz 

der Selbstbestimmung bei der Geschlechterzuordnung zu ersetzen. 

Insbesondere solle dadurch die teure und unnötige Begutachtungspflicht vor einer 

Vornamens- bzw. Personenstandsänderung abgeschafft und durch ein 

Verwaltungsverfahren zur Anerkennung der Geschlechtsidentität ersetzt werden. 

Darüber hinaus fordere der Antrag ein Verbot medizinisch nicht indizierter 

Operationen an intersexuellen Kindern. 

Nach dem Bundesverfassungsgerichtsbeschluss vom 10. Oktober 2017 habe die 

Landesregierung im Mai 2018 erneut einen Antrag in den Bundesrat eingebracht 

und ein Gesetz zur Anerkennung der Geschlechtsidentität und zum Schutz der 

Selbstbestimmung bei der Geschlechterzuordnung gefordert. Der Antrag sei in die 

Ausschüsse zur Beratung überwiesen worden. Das Anliegen des Antrags werde 

weiterhin politisch verfolgt. 

Alle einschlägigen Studien hätten ergeben, dass transidente Menschen ganz 

besonders von Diskriminierung betroffen sind. Daher fördere die Landesregierung 

die Beratung für transidente und intersexuelle Menschen und ihre Familien wie 
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auch die Qualifizierung der Beratenden. Die Förderung von QueerNet Rheinland-

Pfalz e.V. erfolge von Seiten des Landes dabei unverändert in gleicher Höhe wie 

bisher. 

Entsprechend den Festlegungen im Landesaktionsplan ergreife die Landesregierung 

Maßnahmen, um ganz konkret darauf hinzuwirken, nicht indizierte Operationen an 

intersexuellen Kindern zu verhindern. Gemeinsam mit QueerNet Rheinland-Pfalz 

e.V., dem Arbeitskreis Rheinland-Pfalz der dgti e.V. und Intersexuellen Menschen 

e.V. werde sie die Ärzteschaft, Regeleinrichtungen und auch Eltern entsprechend 

aufklären und sensibilisieren.  

Darüber hinaus nannte Dr. Rohleder beispielhaft weitere Projekte und Maßnahmen 

der Landesregierung:  

 Broschüre „Pflege unterm Regenbogen“: erstellt durch die Landeszentrale für 

Gesundheitsförderung e.V. gemeinsam mit QueerNet Rheinland-Pfalz e.V.im 

Auftrag des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie   

 Veranstaltung „Toleranz für sexuelle Vielfalt“ der Justizvollzugsanstalt 
Koblenz: Werben für Akzeptanz von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, 

Transidenten und Intersexuellen  

 Tagung für Fachkräfte im Bereich Pflegekinder und Adoption der 

Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle Rheinland-Pfalz und Hessen im 

Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung: Fokusauf Regenbogenfamilien  

und Einsatz der Landesregierung für eine Änderung des Familienrechts, um das 

oftmals langwierige und entwürdigende Verfahren der Stiefkindadoption für 

gleichgeschlechtliche Pflege- oder Adoptionseltern abzuschaffen 

 Schulische Bildung: Einführung einer eigenen Dimension „Umgang mit Vielfalt“ im 

aktualisierten Orientierungsrahmen Schulqualität im Bereich Schulkultur  

 Landesweites Netzwerk „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“:  

deutliche Beachtung des Themenfelds sexuelle Identität / gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit, etwa über Kooperationsvereinbarungen mit dem 

Schulaufklärungsprojekt SchLAu Rheinland-Pfalz. 

 Landesantidiskriminierungsstelle:  kostenlose rechtliche Erstberatung durch 

einen beauftragten Anwalt seit 1. Juni 2018 . 
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Die genannten Aktivitäten zeigten, dass der Landesaktionsplan „Rheinland-Pfalz 

unterm Regenbogen“ den Zielen der rechtlichen Gleichstellung, Verteidigung der 

Menschenrechte und Förderung gesellschaftlicher Akzeptanz von Lesben, Schwulen, 

Bisexuellen, Transidenten und Intersexuellen näher komme. Sie dankte dafür allen 

Beteiligten. 

Dr. Rohleder wies abschließend auf die Ehrenamtskarte des Landes hin, mit der 

alle Vergünstigungen, die die beteiligten Kommunen und das Land dafür 

bereitstellten oder von Dritten einwürben, landesweit genutzt werden könne. 

Besonders hervorzuheben sei in diesem Zusammenhang auch der Haftpflicht- und 

Unfallversicherungsschutz im Ehrenamt. Die von der Landesregierung 

abgeschlossenen Verträge dienten insbesondere den Ehrenamtlichen in kleinen – 

rechtlich unselbstständigen – Initiativen, Gruppen und Projekten, die nicht über ihre 

Träger versichert seien.  

Frank Grandpierre von QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. fragte, ob seitens der 

Landesregierung Maßnahmen ergriffen würden, um die Anerkennung von 

Wunschkindern lesbischer Paare so zu regeln, dass diese nicht mehr den Weg über 

das Verfahren einer Stiefkindadoption gehen müssten. 

Staatssekretärin Dr. Rohleder wies in diesem Zusammenhang auf die Ergebnisse 

des Arbeitskreises (AK) Abstammungsrecht hin. (Hintergrundinformation: Im 

Abschlussbericht des AK wird unter Zuhilfenahme von fast 100 Thesen begründet, 

an welchen Stellen das Abstammungsrecht zu reformieren sei. Darunter ist auch die 

zusammenfassende Empfehlung für die zweite Elternstelle, bei der Primärzuordnung 

der zweiten Elternstelle kraft Gesetzes oder aufgrund Anerkennung nicht zwischen 

Vaterschaft und Mit-Mutterschaft zu unterscheiden.) Der Abschlussbericht liege der 

Bundesregierung vor und werde dort zurzeit beraten. Die Landesregierung werde 

darauf dringen, dass die Empfehlungen umgesetzt werden. 
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QueerNet Rheinland-Pfalz e.V., Alex Rollinger  

Im vergangen Jahr habe QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. seine regionalen Aktivitäten 

im Rahmen des Projekts Familienvielfalt verstärkt. Ein besonderer Schwerpunkt 

sei das Thema „Alter“. In Zusammenarbeit mit der Landeszentrale für 

Gesundheitsförderung in Rheinland-Pfalz e.V. sei eine Broschüre erstellt worden. 

Zusätzlich seien Fortbildungsangebote in Einrichtungen in staatlicher oder privater 

Trägerschaft um das Thema „Alter“ angeboten und ein Flyer erstellt worden. 

Die Nachfrage nach Fortbildungen zum Themenfeld „Migration“ habe sich erhöht, 

entsprechende Angebote würden durch die Koordinatorinnen und Koordinatoren des 

Projektes Familienvielfalt bereitgestellt. Für die Region „Pfalz“ habe Mark Blattner die 

Koordination von Andrea Fuchs übernommen, die sich beruflich neu orientiert hat.  

Laut Beschluss der Mitgliederversammlung solle die „lesbische Sichtbarkeit“ 

deutlich erhöht werden. Die Koordination dazu läge in den Händen einer Gruppe 

lesbischer Frauen, die sich bereits mehrfach getroffen habe. 

QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. habe die überregionale Koordination der 

IDAHOBIT-Veranstaltungen übernommen, die einheitlich im Land beworben 

worden sei. Auf den CSD‘s in Mainz, Trier und Koblenz sei QueerNet Rheinland-

Pfalz e.V. ebenfalls aktiv vertreten gewesen. 

QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. habe sich ohne positive Resonanz für eine komplette 

Neufassung des Landesaktionsplans „Rheinland-Pfalz unterm Regenbogen“ in der 

aktuellen Legislaturperiode eingesetzt, um politische Aufmerksamkeit für die 

Umsetzung der anstehenden Aufgaben zu erreichen.  

Die Entscheidungen des MFFJIV zur Förderung der Trans*- und Inter*-Beratung 

und zur Ausstellung „Verschweigen Verurteilen“ - Verfolgung von Homosexualität 

in Rheinland-Pfalz von 1946 bis 1973 habe  QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. e.V. im 

vergangen Jahr kritisiert. Bei der geförderten Trans*-Inter*-Beratung des Landes 

seien einerseits die Qualitätsstandards für die Beratenden zu hoch und andererseits 

eine gesonderte Förderung von Beratungen für Trans* und Inter*Personen generell 

nicht gewollt. QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. vertrete den Ansatz einer inklusiven 

Bericht über aktuelle Schwerpunkte 
und Vorhaben der Queer-Gruppen 

https://www.queernet-rlp.de/
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Beratung und gleichen Förderung für alle Segmente von LSBTI. Diese Thematik 

wolle man beim jährlichen Treffen der Beratenden zur Evaluation der Förderung der 

Trans*Inter*Beratungsarbeit im November vortragen. 

Die Ausstellung „Verschweigen Verurteilen“ habe Textpassagen enthalten, die nach 

Meinung von QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. den Ergebnissen des 

Forschungsberichts widersprächen; zudem seien Zeitpunkt und Ort der 

Erstveröffentlichung von QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. als unglücklich erlebt 

worden. QueerNet RLP e.V. begrüßte, dass es gelungen sei, eine gute Lösung für 

die Kritikpunkte zu finden. 

Staatssekretärin Dr. Rohleder erläuterte kurz die Veränderungen, die nach 

Gesprächen mit QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. an den Ausstellungstexten 

vorgenommen worden seien. Eine Präsentation der Ausstellung im Landtag, wie von 

QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. gewünscht, sei für 2020 vorgesehen. 

Zur Kritik am Ort der Erstveröffentlichung von „Verschweigen Verurteilen“ betonte 

Oliver Bördner von der Koordinierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen 

der Stadt Mainz, dass das Rathaus ein anerkannter Ausstellungsort sei. Alle 

Ausstellungen würden in den Foyers gezeigt, so auch diese. Zusätzlich sei er der 

Auffassung, dass Inhalt und Form der Kritik während der Veranstaltung seitens 

QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. zu Irritationen geführt hätten. Dieser Auffassung 

schloss sich Jörg Hanke an, Ansprechperson im Ministerium des Innern und für 

Sport.  

Zu den Plänen bezüglich des Landesaktionsplans „Rheinland-Pfalz unterm 

Regenbogen“  wies Frau Dr. Rohleder darauf hin, dass zu Beginn der 

Legislaturperiode die Vorhaben und Anliegen der Ressorts und der Queer-Gruppen 

abgefragt wurden und anhand der Ergebnisse neue Maßnahmen festgelegt und 

Daueraufgaben aus der vergangenen Legislaturperiode fortgeschrieben wurden. 

Dies war Grundlage des Austauschs beim Landesweiten Runden Tisch LSBTI 2017. 

Die Auswertung des Austauschs in tabellarischer Form finden Sie hier. Des Weiteren 

wies sie darauf hin, dass der Aktionsplan entsprechend auch in der Zukunft 

weiterentwickelt werde. 

Rahel Reichert, Mitglied des Netzwerks lesbische Sichtbarkeit und Vorständin 

des LBSK e.V., ergänzte zu den Aktivitäten des Netzwerks, dass es dringend einer 

https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Auswertung_der_Thementische_Anlage_Dokumentation.pdf
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stärkeren Wahrnehmung der Belange lesbischer Frauen und der Durchsetzung ihrer 

Interessen bedürfe. Auch innerhalb der Community gäbe es Nachholbedarf. So 

hätten sich im Dachverband QueerNet Rheinland-Pfalz e.V. bislang vornehmlich 

schwule Männer gegenseitig empowert. Dem könne unter anderem mit einer 

Quotenregelung entgegen gewirkt werden. Um deutliche Fortschritte für die 

lesbischen Frauen zu erzielen, fordere das Netzwerk die professionelle 

Unterstützung durch eine hauptamtliche, in Sozialpädagogik, Politikwissenschaft 

oder ähnlichen Bereichen ausgebildete Fachkraft. 
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Deutschen Gesellschaft für Transidentität und Intersexualität dgti e.V., 
Arbeitskreis Rheinland-Pfalz, Petra Weitzel 

 

 

 

http://www.dgti.org/
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Julia Monro berichtete, dass sie die Gruppe Trans*Kids in Andernach ins Leben 

gerufen habe. Eltern von Trans*Kindern und ihre Kinder würden dort beraten, träfen 

sich für zum Erfahrungsaustausch untereinander und für gemeinsame 

Freizeitaktivitäten in einem von Diskriminierung und Erklärungszwang freien Raum. 

Julia Monroe arbeite auch mit der Fachgruppe Trans* in dem neu gegründeten 

Zentrum für Kinder- und Jugendpsychiatrie in Neuwied zusammen. Dort werde 

zukünftig mit etwa 60 Fällen transidenter Kinder und Jugendlicher pro Jahr 

gerechnet. 
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Seit kurzem könne im Ergänzungsausweis auch eine nicht-binäre Bezeichnung 

gewählt werden. Im letzten Jahr habe die dgti e.V. 1.400 Ergänzungsausweise 
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ausgestellt, mit weiterhin steigender Tendenz. Allein im Juli dieses Jahres seien 200 

Ausweise angefragt worden. 
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Intersexuelle Menschen e.V., Lucie Veith 

 

http://www.im-ev.de/
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Lucie Veith berichtete außerdem, dass am 16. Oktober 2018 die erste Anhörung zum 
geplanten Gesetz zum Verbot medizinisch nicht notwendiger 
geschlechtsangleichender Operationen an intersexuellen Kindern stattfinden 
solle. 

Das Gesetz zur Änderung des Personenstandrechts werde ihrer Einschätzung 
nach in der Fassung in Kraft treten, wie es derzeit von der Bundesregierung 
vorgelegt worden sei. Hauptkritik sei, dass eine Änderung des Geschlechtseintrags 
unter Nutzung der „dritten Option“ nur für intersexuelle Menschen möglich sein solle, 
und für diese auch nur nach Vorlage eines medizinischen Attests. In diesem 
Zusammenhang wurde die „Aktion Standesamt 2018“ vorgestellt, in deren Rahmen 
bundesweit möglichst viele Anträge auf einen Geschlechtseintrag als „divers“ gestellt 
werden sollten.  

Außerdem wies Lucie Veith auf den Bericht von amnesty international zu 
Menschenrechtsverletzungen an intergeschlechtlichen Kindern hin.    

  

https://aktionstandesamt2018.de/
https://www.amnesty.de/intergeschlechtlich
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Dr. Kirsten Plötz 

Siehe Vortragsfolien im Anhang. 

 

Der Vortrag stieß auf großes Interesse der Teilnehmenden des Landesweiten Runden 
Tisches LSBTI. Die Teilnehmenden machten Vorschläge, welche Quellen weiterhin 
angefragt werden könnten.  

Dr. Plötz wird ihre Arbeit im Forschungszeitraum bis Ende 2019 fortsetzen. 

 

 

 

 

Dr. Rohleder bedankte sich bei den Teilnehmenden für das Interesse am Landesweiten 
Runden Tisch LSBTI und wünschte allen einen guten Nachhauseweg. 

 

Informationen zur Studie „Juristische Diskriminierung 
lesbischer Frauen. Der Entzug des Sorgerechts bzw. der 
elterlichen Gewalt in Rheinland-Pfalz“ 

Schlusswort  



Als die Gerichte lesbischen 
Müttern die Kinder nahmen

Aktuelles Forschungsprojekt in Rheinland-Pfalz

Dr. Kirsten Plötz



„AuĐh die lesbische Liebe ist strafwürdig“

Quelle: Wir Freundinnen Nr. 4, ca. 1951

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen



Erste Studie

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen



Das konservativ-katholische Ideal

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

Quelle: KAS, 10-018 27

Plakat, 1946



Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

Aus: Borck, Heinz-Günther (Hg.): Beiträge zu 50 Jahren Geschichte des Landes Rheinland-Pfalz. Koblenz 1997,  S. 32

Erste Regierung Altmeier (1947)



Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

Aus: Beratende Landesversammlung Rheinland-Pfalz: Verfassung für Rheinland-Pfalz. Drucksache Nr. 13. Ausgegeben am 3. Mai 1947, S. 5

Verfassung Rheinland-Pfalz



Rüling, Anna: Welches Interesse hat die Frauenbewegung an der Lösung des homosexuellen Problems? In: Magnus Hirschfeld (Hg.): Jahrbuch für 
sexuelle Zwischenstufen. Eine Auswahl aus den Jahren 1899 – 1923, neu ed. von W.J. Schmidt. Frankfurt a. M. / Paris 1984 , hier S. 122

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

Die Ehe ďedeutete …

„… ReĐhtlosigkeit, Willküƌ uŶd 
sklaǀisĐhe UŶteƌǁeƌfuŶg.“



VerfeĐhter des „SitteŶgesetzes“

Quelle: KAS 10-001 653

Dr. Franz-Josef 
Wuermeling 
(Plakat von 1957)

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen



Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

Quelle: Frauenjahrbuch 1, Frankfurt 1975, S. 223f

Notwehr?



Allgemeine Zeitung (Mainz), 2.10.1974

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

Keine Notwehr? Keine Mutter?



VerfeĐhter des „SitteŶgesetzes“

Quelle: KAS 10-001 653

Dr. Franz-Josef 
Wuermeling 
(Plakat von 1957)

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen



1977

„Uŵ die Angst verheirateter Lesben 

zu reduzieren, müßte gewährleistet 

sein, daß sie bei einer Scheidung 

nicht mehr automatisch die Kinder 

verlieren.“

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

Ina Kuckuc [Ilse Kokula]: Gesellschaftspolitische Arbeit und Emanzipation von Lesbierinnen. In: Rüdiger Lautmann (Hg.): Seminar: Gesellschaft 
und Homosexualität, Frankfurt/M. 1977, S. 465–473, hier S. 46



Mainz 1981

Urteil des Familiengerichts beim Amtsgericht Mainz von 1981

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen



Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen



1980

Gruppe lesbischer Mütter. In: Lesbenstich 4 (1983), Nr. 3, S. 37-39, hier 38f

„Alleinstehende lesbische Mütter müssen in ständiger Angst davor leben, daß ihnen ihre Kinder 

weggenommen werden, wenn die Tatsache, daß sie lesbisch sind, öffentlich wird. Ihre Kinder können 

iŶ KiŶdeƌgäƌteŶ, SĐhuleŶ uŶd ǀoŶ NaĐhďaƌŶ ausgefƌagt ǁeƌdeŶ […]. Wiƌd das JugeŶdaŵt ǀoŵ ‚uŵ 
das Wohl des KiŶdes ďesoƌgteŶ‘ KiŶdeƌgäƌtŶeƌiŶŶeŶ, Lehƌeƌ;iŶŶeͿŶ etĐ. iŶfoƌŵieƌt, so ǁiƌd u.U. 
üďeƌpƌüft, oď deƌ ‚LeďeŶsǁaŶdel‘ deƌ Mutteƌ das ‚sittliĐhe‘ Wohl des KiŶdes gefähƌdet. Es ďesteht die 
Möglichkeit, daß deƌ Mutteƌ das SoƌgeƌeĐht eŶtzogeŶ ǁiƌd. […] Viele ǀoŶ uŶs leďeŶ deshalď 
zurückgezogen, verstecken die Tatsache, daß sie Frauen lieben, vor Außenstehenden, ja selbst vor 

ihren Kindern. Lesbische Mütter, die noch verheiratet sind, in Scheidung leben oder geschieden sind, 

müssen befürchten, daß deŶ VäteƌŶ das SoƌgeƌeĐht füƌ ihƌe KiŶdeƌ üďeƌtƌageŶ ǁiƌd. […] Selďst Jahƌe 
nach der Scheidung ist es den Vätern noch möglich, das Sorgerecht für die Kinder noch zu 

bekommen, wenn sie angeben, daß ihre Frau Frauen lieďt.“

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen



Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

Forderung der Müttergruppe

FrauenMediaTurm: Courage 8/1980, S. 51



Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

FMT: taz 1979



Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen

FMT: Tina 1976



Meilenstein 1984

Sorgerecht für Lesben: Russisch Roulette vor Gericht, in: beiträge zur feministischen theorie und praxis Nr. 25/26, 1989/90, S. 209

„… AuffassuŶg, daß die gleichgeschlechtliche 

Veranlagung eines Elternteils und die Tatsache, 

daß dieser Elternteil mit seinem 

gleichgeschlechtlichen Lebenspartner 

zusammenlebt, für sich allein diesen Elternteil 

nicht als Sorgerechtsinhaber disƋualifizieƌt.“
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„Geistig-ŵoralisĐhe WeŶde“

Plakat von 1980; Quelle: KAS/ACDP 10-001:2209
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Courage Nr. 9 (5. Jg.), S. 57
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Rabenmütter?



In: beiträge zur feministischen theorie und praxis Nr. 25/26, 1989/90, S. 209
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1989

Jutta Oesterle-Schwerin: Zwei Jahre Lesben-Politik im Bundestag – Wie alles anfing und wie es weitergehen könnte. In: beiträge 1989, S. 201-208, S. 207

„Die AŶgst daǀoƌ, duƌĐh offeŶ-

lesbisches Leben Kinder zu verlieren, 

ist sicher eine der massivsten 

BedƌohuŶgeŶ […].“

Dr. Kirsten Plötz: Als die Gerichte lesbischen Müttern die Kinder nahmen



Antwort des Ministeriums für Arbeit, Soziales und Gesundheit auf Große Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Situation von Lesben und Schwulen in Rheinland-Pfalz, Drs. 13/4092
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Antwort der Landesregierung auf eine Große 
Anfrage, 1999
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